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PRÄAMBEL 

Die Markt Peißenberg erlässt aufgrund der §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches 

(BauGB), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeindeord-

nung (GO) für den Freistaat Bayern sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der 

Planzeichenverordnung (PlanZV) – in der jeweils zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-

zung gültigen Fassung – folgenden 

 

1. Änderung des Bebauungsplans  

„Rigistraße“ 

als Satzung. 

 

Bestandteile des Bebauungsplanes: 

A) Planzeichnung M 1:1.000 in der Fassung vom 15.01.2024 

 Festsetzungen durch Planzeichen 

 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen durch Planzeichen 

 Verfahrensvermerke 

B) Textliche Festsetzungen in der Fassung vom 15.01.2024 mit: 

 Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

 

Beigefügt ist: 

C) Begründung in der Fassung vom 15.01.2024 

 



MARKT PEIßENBERG   

1. Änderung des Bebauungsplans „Rigistraße“   B) Textliche Festsetzungen 

 

 

OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg  |  Fassung vom 15.01.2024 Seite 4 von 11 

B) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

§ 1 INHALT DES BEBAUUNGSPLANES 

Die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Rigistraße“ gelten nur bei 

Ersatz- und Neubauten.  

Darüber hinaus gelten weiterhin alle Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungspla-

nes „Rigistraße“ in der Fassung vom Juni 1972. 

§ 2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

(1) Die Oberkante Rohfußboden des Erdgeschosses (OK RFB EG) darf die in der 

Planzeichnung festgesetzten Höhen nicht überschreiten. 

(2) Unterer Bezugspunkt für die Wandhöhe (WH) ist die Oberkante Rohfußboden (OK 

RFB EG) des Erdgeschosses. Bei Satteldächern ist der obere Bezugspunkt für 

die Wandhöhe der Schnittpunkt der Wand mit der Oberkante Dachhaut.  

(3) Unterer Bezugspunkt für die Gesamthöhe (GH) ist die Oberkante Rohfußboden 

(OK RFB) des Erdgeschosses. Bei Satteldächern ist der obere Bezugspunkt für 

die Gesamthöhe der höchste Punkt der äußeren Dachhaut.  

§ 3 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 

(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen für die Hauptgebäude sind durch Baugren-

zen in der Planzeichnung festgesetzt. Diese dürfen durch Balkone und Terrassen 

überschritten werden. 

(2) Garagen sind auch außerhalb der Baugrenze zulässig. Die Anzahl der Stellplätze 

ist nach jeweils gültiger Stellplatzsatzung zu errichten.  

§ 4 ANFORDERUNGEN AN WOHNGEBÄUDE 

Pro Wohngebäude sind 2 Wohneinheiten zulässig. 



MARKT PEIßENBERG   

1. Änderung des Bebauungsplans „Rigistraße“   B) Textliche Festsetzungen 

 

 

OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg  |  Fassung vom 15.01.2024 Seite 5 von 11 

§ 5 GRÜNORDNUNG 

(1) Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flä-

chen der bebauten Grundstücke sind wasseraufnahmefähig zu belassen oder her-

zustellen und als natürliche Vegetationsfläche (Rasen- oder Wiesenfläche, Stau-

den- oder Gehölzpflanzung) zu begrünen. 

(2) Private Hof- und Verkehrsflächen sowie Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen 

Materialien auszubilden. Flächen von mehr als 15 m² sind naturnah zu gestalten 

(z. B. Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasensteine).  

(3) Höhenunterschiede sind durch natürliche Böschungen (schiefe Ebene) ohne 

Stützmauer auszugleichen. 

(4) Ausgefallene Pflanzungen sowie die Rodung von Bäumen und Gehölzen sind ent-

sprechend 1:1 zu ersetzten. Der Standort kann von den jetzigen Standorten ab-

weichen. 

 

 

 

Inkrafttreten 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Rigistraße“ tritt mit der Bekanntmachung gemäß § 

10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

Markt Peißenberg 

Peißenberg, den ............................ 

 

 

.......................................... 

Frank Zellner, 1. Bürgermeister                                                                                   (Siegel) 
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TEXTLICHE HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

1. WASSERWIRTSCHAFT 

1.1 Niederschlagswasser 

Die Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser in Zisternen zur Ermöglichung der 

Brauchwassernutzung und zur Reduzierung des Frischwasserverbrauchs wird empfohlen. 

Die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen Regeln zum 

schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 

(TRENGW), das DWA‐Arbeitsblatt A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen 

Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser“ sowie das DWA‐

Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. 

Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen 

Flächen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsver-

ordnung (NWFreiV) sowie die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammel-

tem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) eingehalten werden. 

Die punktuelle Versickerung von Regenwasser über einen Sickerschacht ist nur anzuwenden, 

wenn zwingende Gründe eine flächenhafte (z. B. Versickerungsmulden) bzw. linienförmige 

Versickerung (z. B. Rigolen oder Sickerrohre) ausschließen. 

Die Eignung der Bodenverhältnisse im Bereich dieses Bauleitplanes für eine Versickerung 

sollte vor der Planung der Entwässerungsanlagen durch geeignete Sachverständige überprüft 

werden. 

Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen. Die Un-

terlagen sind bei der Kreisverwaltungsbehörde einzureichen. 

1.2 Grundwasser 

Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätzlich 

dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hang- 

und Schichtenwasser sichern muss. 

Zur Beschreibung der Grundwasser-Hintergrundsituation sind in der Regel Bohrungen/Erd-

aufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, die mehrere Grundwasserstockwerke durchteufen 

oder die artesisch gespanntes Grundwasser erschließen, ist vor Bohrbeginn ist ein wasser-

rechtliches Verfahren durchzuführen. Bei Bohrungen/Erdaufschlüssen bis ins Grundwasser 

ist in jedem Fall eine Anzeige beim der Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. 

Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser eingreifen 

(z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Gründungspfählen 

oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit der Kreis-

verwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt 

aufzunehmen. Eine Beweissicherung bei einer Bau-wasserhaltung zur Abwehr unberechtigter 

Ansprüche Dritter wird empfohlen. 



MARKT PEIßENBERG   

1. Änderung des Bebauungsplans „Rigistraße“   Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

 

 

OPLA – Bürogemeinschaft für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg  |  Fassung vom 15.01.2024 Seite 7 von 11 

Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen oder vor Staunässe/Schichtenwasser müssen 

Keller oder sonstige unterhalb des anstehenden Geländes liegende Räume bis mindestens 

zu dem durch Fachgutachten ermittelten schadensverursachenden / höchsten bekannten 

Grundwasserstand zuzüglich einem geeigneten Sicherheitszuschlag wasserdicht (z.B. weiße 

Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden bzw. ist auf einen Keller zu verzichten oder 

die Nutzung des Kellergeschosses entsprechend anzupassen. 

1.3 Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen 

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen 

auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das 

Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft 

verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Geländeoberkante wird empfohlen. 

Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. 

vor Lichtschächten, ausgeführt werden. 

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 

2. LUFTWÄRMEPUMPEN 

Bei der Errichtung von Luftwärmepumpen sollten die folgenden Mindestabstände zwischen 

Wärmepumpe und schutzbedürftiger Bebauung in einem reinen Wohngebiet eingehalten wer-

den: 

Schallleistungspegel der Wärmepumpe LWA in dB(A) / Mindestabstand in Meter (m) 

 45 dB(A): 7 

 50 dB(A): 13 

 55 dB(A): 23 

Der Schallleistungspegel bezieht sich auf die gesamte Wärmepumpe (Kompressor und Ven-

tilator). Luftwärmepumpen mit einem Schallleistungspegel über 55 dB(A) sollen nicht verwen-

det werden. 

Kann diese Anforderung nicht erfüllt werden, so sollte die Aufstellung von Luftwärmepumpen 

nur in allseitig umschlossenen Räumen erfolgen. Bei Geräten im Freien ist oft nur der abge-

strahlte Luftschall von Bedeutung, während bei Geräten im Gebäude zusätzlich auf den Kör-

perschall geachtet werden muss. 

3. WÄRMEPUMPEN-SYSTEME 

Ob sich der Baugrund bzw. das Grundwasser im Baugebiet für einen Einsatz von Grundwas-

ser-Wärmepumpen eignet, ist im Einzelfall zu prüfen. Die fachliche Begutachtung für Anlagen 

bis zu einer Leistung von 50 kJ/s wird von privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft 

(PSW) durchgeführt. 

https://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_wasserrecht/psw/index.htm 
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Anhand der Übersichtskarte im Energie-Atlas Bayern kann der Bau einer Erdwärmesonden-

anlage nach hydrogeologischen und geologischen Bedingungen geprüft werden: 

https://www.energieatlas.bayern.de 

Alternativ können u. U. Erdwärmekollektoren-, Erdwärmekörbe- oder Luftwärmepumpen-Sys-

teme realisiert werden.  

4. DENKMALSCHUTZ 

Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf 

Bodendenkmäler stößt. Der betroffene Personenkreis (Eigentümer oder Besitzer der Grund-

stücke sowie Unternehmer und Leiter der Arbeiten) wird hiermit auf die gesetzlichen Vor-

schriften zum Auffinden von Bodendenkmälern nach Art. 8 des Bayerischen Denkmalschutz-

gesetzes (BayDSchG) hingewiesen.  

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-

behörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind 

auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter 

der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 

übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 

Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 

Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 

der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Ge-

genstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

5. ALTLASTEN UND VORSORGENDER BODENSCHUTZ 

5.1 Erdarbeiten 

Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, Altablagerun-

gen o.Ä. angetroffen werden. In diesem Fall ist umgehend das Landratsamt einzuschalten, 

das alle weiteren erforderlichen Schritte in die Wege leitet. 

5.2 Bodenbelastungen 

Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Böden mit von Natur aus erhöhten Schad-

stoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusätzlichen Kosten bei der 

Verwertung/Entsorgung führen können. Es wird daher empfohlen, vorsorglich Bodenuntersu-

chungen durchzuführen. Das Landratsamt ist von festgestellten geogenen Bodenbelastungen 

in Kenntnis zu setzen. 
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5.3 Bodenschutz 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 

werden. Gem. § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei Errichtung und Änderung baulicher An-

lagen ausgehoben wird in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernich-

tung zu schützen. Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten werden 

die Normen DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 19731, welche Anleitung zum sachgemäßen Um-

gang und zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmateriales geben, empfohlen. Es wird 

angeraten die Verwertungswege des anfallenden Bodenmaterials vor Beginn der Baumaß-

nahme zu klären.  

Im Zuge von Bauprozessen werden Böden rund um Bauobjekte erheblich mechanisch bean-

sprucht. Da diese nach Abschluss der Maßnahmen wieder natürliche Bodenfunktionen über-

nehmen sollen, gilt es ihre funktionale Leistungsfähigkeit zu schützen, zu erhalten oder im 

Sinne des Bodenschutzes wiederherzustellen. Die Bodenkundliche Baubegleitung trägt dazu 

bei, 1. die Bodenbeeinträchtigungen durch Bauprozesse zu vermeiden bzw. zu vermindern, 

2. die Abstimmung mit betroffenen Bodennutzern zu erleichtern sowie 3. die Folgekosten für 

Rekultivierungen nach Bauabschluss zu reduzieren. Zum umweltgerechten Umgang mit Bo-

den wird daher auf den Leitfaden zur Bodenkundlichen Baubegleitung des Bundesverbandes 

Boden („Bodenkundliche Baubegleitung BBB – Leitfaden für die Praxis“ vom Bundesverband 

Boden e.V.) verwiesen. 
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C) BEGRÜNDUNG 

1. STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

Der Markt Peißenberg beabsichtigt auf dem Grundstück mit der Flurnummer 3156/19 das 

Baurecht für die Möglichkeit einer zweiten Bebauung zu ändern, um den Bedarf insbesondere 

der ortsansässigen Bevölkerung nach Wohnraum zu decken. Dies wird durch die Ergänzung 

einer Baugrenze im Osten erreicht. Mit der Aufstellung der 1. Änderung soll im Sinne des § 

13a BauGB in angemessenem Umfang eine verträgliche Nachverdichtung ermöglicht werden. 

Die zukünftig zulässige Bebauung soll dem Ziel einer zukunftsorientierten und nachhaltigen 

Stadtentwicklung nachkommen. Das Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden ins-

besondere innerhalb des in Zusammenhang bebauten Ortsbereiches wird damit erreicht. Die 

vorliegende Bebauungsplanänderung wurde hinsichtlich der Dichte wohlbedacht überplant 

und neu festgesetzt, um auch die folgenden Generationen vorausschauend zu berücksichti-

gen und im Sinne einer nachhaltigen Zukunft zu handeln.  

Die 1. Änderung des Bebauungsplans wird im beschleunigten Verfahren Gemäß § 13a BauGB 

durchgeführt. Nach Bewertung der bisherigen Planung liegen keine wichtigen Gründe für die 

Dauer einer angemessen längeren Frist der öffentlichen Auslegung vor (vgl. § 214 Abs. 1 Nr. 

2d BauGB). 

 

Abbildung 1: Ausschnitt rechtskräftiger Bebauungsplan „Rigistraße“ mit Geltungsbereich der  1. Änderung 
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Abbildung 2: Rechtskräftiger Bebauungsplan „Rigistraße“ mit aktualisierter DFK, Höhenlinien und 1. Änderung  

2. UMWELTBELANGE 

Der Bereich im Plangebiet ist bereits durchgehend erschlossen und weitestgehend bebaut. 

Grünstrukturen wie Bäume und Sträucher sind ausschließlich als Privatgärten vorzufinden. 

Für das Grundstück der 1. Änderung des Bebauungsplanes besteht bereits Baurecht, welches 

lediglich modifiziert und erweitert wird. 

Mit der Planung zur Nachverdichtung ergibt sich aufgrund der bereits bestehenden Bebauung 

nur eine geringfügig erhöhte Mehrversiegelung und Beeinträchtigung der Bodenfunktionen.  

Im Plangebiet sind keine Biotope nach amtlicher Biotopkartierung oder Schutzgebiete vorzu-

finden. 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes sind keine weiteren Auswirkungen auf das Schutz-

gut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt und Artenschutz zu erwarten. 

Der UmweltAtlas Bayern gibt für das Plangebiet keinen wassersensiblen Bereich, Hochwas-

sergefahrenflächen oder Wasserschutzgebiete an. Lediglich im Osten außerhalb des Plange-

bietes befindet sich eine Hochwassergefahrenfläche. 

Im Zuge der Planung zur Nachverdichtung ergibt sich aufgrund der bereits bestehenden Be-

bauung nur eine geringfügig erhöhte Mehrversieglung, was zu keiner wesentlichen Verände-

rung des Oberflächenwassers führen wird und die Grundwasserneubildung beeinträchtigt.  

Da es sich um einen bestehenden Bebauungsplan mit überwiegend bereits bebauten Grund-

stücken handelt, ergeben sich aus naturschutzfachlicher Sicht durch die Planung keine Aus-

wirkungen. 

 


